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und den Abriss von AKWs, 

die Neueinrichtung von Zwi-

schenlagern, die Aufhebung 

der Genehmigung des Brenn-

element-Lagers Brunsbüttel 

durch das Oberverwaltungsge-

richt Schleswig und die Prob-

leme bei der Rückholung des 

Mülls aus ASSE II. Wer uns 

einen langfristig sicheren Um-

gang mit Atommüll ver-

spricht, muss erstmal nach-

weisen, dass er heute alles da-

für tut, die akuten Gefahren 

für die Gesundheit und Si-

cherheit der Bevölkerung zu 

minimieren. Davon kann kei-

ne Rede sein. Vertrauen ent-

steht nicht durch Verspre-

chungen, sondern durch über-

prüfbares Handeln.“ 

Auf Einladung von Initiativen 

in Nordrhein-Westfalen infor-

miert ab dem 21. September 

Tom Clements von der US-

amerikanischen NGO Savannah 

River Site (SRS) Watch auf ei-

ner Rundreise durch Deutsch-

land über die geplanten Atom-

müll-Exporte in die USA. 

Getragen wird der Atommüll-

Alarm vom Bund für Umwelt 

und Naturschutz Deutschland 

(BUND), ROBIN WOOD und 

IPPNW, der Arbeitsgemein-

schaft Schacht KONRAD und 

der Bürgerinitiative Lüchow-

Dannenberg. Zahlreiche Ini-

tiativen im ganzen Land betei-

ligen sich mit eigenen Beiträ-

gen. 

Alle Informationen unter 

www.atommuell-alarm.info  

 
Atommüll 
 

KritikerInnen 
richten Online-
Datenbank über 
Atommüll-
Standorte ein 
 
Bürgerinitiativen und Verbän-

de unter Federführung der Ar-

beitsgemeinschaft Schacht Kon-

rad haben am 19. September 

2014 in Hannover die Online-

Datenbank  

www.atommuellreport.de 

vorgestellt. Sie gibt an, an 

welchen Orten in Deutschland 

welcher Atommüll liegt. Die 

Datenbank basiert auf einer 

2013 erstellten 272-seitige „Be-

standsaufnahme Atommüll“ und 

soll Journalisten, Experten 

und der interessierten Öffent-

lichkeit als Rechercheinstru-

ment zur Verfügung stehen. 

Diese bisher einmalige Über-

sicht wird laufend aktualisiert 

und soll langfristig fortgeführt 

werden. Sie wird ausschließ-

lich durch Spenden finanziert. 

„Der Weg zur Klärung des 

langfristigen Umgangs mit 

Atommüll fängt nicht bei der 

Diskussion geologischer For-

mationen an“, erläutert die Po-

litikwissenschaftlerin Ursula 

Schönberger, die das Projekt 

leitet, „sondern bei der Be-

standsaufnahme des Atom-

mülls. Erst die standortscharfe 

Analyse macht die Komplexi-

tät des Problems deutlich und 

macht eine lösungsorientierte 

Diskussion möglich. Es wäre 

die Aufgabe des Bundes ge-

wesen, eine solche Bestands-

aufnahme vorzulegen“, kriti-

siert Schönberger, „dort wird 

die tatsächliche Problemviel-

falt jedoch durch abstrakte 

Summenbilder von „wärme-

entwickelnden“ oder „gering 

wärmentwickelnden“ bzw. 

„konditionierten“ und „nicht 

konditionierten Abfällen“ ka-

schiert und ganze Abfallströ-

me werden einfach wegdefi-

niert.“ Aktuell sei etwa das 

Beispiel der Castorbehälter 

mit Brennelementekugeln aus 

Nordrhein-Westfalen, die zu 

Forschungsmüll umdeklariert 

in die USA exportiert werden 

sollen. 

Das Projekt entstand im Rah-

men der Atommüllkonferenz 

(www.atommuellkonferenz.de), 

zu der betroffene Standorte, 

Verbände und unabhängige 

WissenschaftlerInnen zweimal 

jährlich zusammenkommen. 

Es soll als unabhängige, breit 

getragene fachliche Einrich-

tung auch dazu dienen, das 

Wissen und die Erfahrungen 

generationenübergreifend zu 

sichern. 

Auf der 5. Atommüllkonfe-

renz am 30. August 2014 in 

Kassel plädierte der Wirt-

schaftswissenschaftler Prof. Dr. 

Wolfgang Irrek von der Hoch-

schule Ruhrwest dafür, bei der 

Atomenergie ähnlich wie bei 

der Kohle von Ewigkeitsfol-

gen und Ewigkeitskosten zu 

reden. Notwendig sei, die tat-

sächlichen Kosten transparent 

zu machen und  ihre  Deckung 

 

Das Augenmerk des öffentli-

chen Interesses ist bisher al-

lein auf die Sorge um den 

Verbleib hochaktiven Atom-

mülls gelenkt. Nach dem „Ge-

setz zur Suche und Auswahl 

eines Standortes für ein End-

lager für Wärme entwickelnde 

radioaktive Abfälle (Standort-

auswahlgesetz – StandAG)“ 

vom 23. Juli 2013 wurde zur 

Vorbereitung eines Standort-

auswahlverfahrens eine „Kom-

mission Lagerung hoch radio-

aktiver Abfallstoffe“ gebildet, 

die sich speziell mit dieser 

Sorte Atommüll befassen soll. 

Der macht jedoch lediglich 

fünf Prozent der Materialien 

aus dem Abriss der stillgeleg-

ten Atomkraftwerke aus. Aus 

dem Rückbau von Atom-

kraftwerken fallen in den 

nächsten Jahren und Jahrzehn-

ten aber auch noch viele Mil-

lionen Tonnen „geringer akti-

ver“, das heißt nicht wärme-

entwickelnder Atommüll an. 

Dieser wird von den Anlagen-

betreibern „freigemessen“ und 

von den Behörden freigegeben. 

Unerkannt und unbemerkt von 

der Öffentlichkeit und prak-

tisch nicht mehr rückholbar 

landet er auf Bauschutt- und 

Hausmülldeponien, in Müllver-

brennungsanlagen, im Straßen-

bau, bei der Betonherstellung 

sowie in Hochöfen, Metallre-

cyclinganlagen und Gießerei-

en. Das führt zu einer flächen-

deckenden Erhöhung der Strah-

lenbelastung und damit auch 

des Strahlenrisikos für die Be-

völkerung. Mit der Neufassung 

der Strahlenschutzverordnung 

im Jahr 2001 wurde diese für 

die AKW-Betreiber billige 

Form der Atommüll-„Entsor-

gung“ stark vereinfacht und 

2011 erweitert geregelt – ohne 

vorherige öffentliche Diskus-

sion. 

Um eine Vorstellung von den 

Mengen zu geben: Zum Bei-

spiel sind bereits seit 1996 bis 

Mitte 2010 auf der Deponie 

Ihlenberg bei Schönberg, öst-

lich von Lübeck, rund 14.530 

Tonnen freigemessene radioak-

tive Abfälle aus dem stillge-

legten Atomkraftwerk Lubmin 

bei Greifswald abgelagert wor-

den. [1] 

Nach Darstellung der Ener-

giewerke Nord GmbH (EWN) 

fallen allein aus dem Kern-

kraftwerk Greifswald insge-

samt 1,8 Millionen Tonnen 

Abrissmaterialien an. Davon 

werden circa 1,7 Millionen 

Tonnen, nämlich 1,2 Millio-

nen Tonnen radiologisch rest-

riktionsfreie Materialien (die 

bisher schon nicht den Kon-

trollvorschriften des Atomge-

setzes unterstanden) und circa 

durch die Betreiber insolvenz-

fest abzusichern. Beides wäre 

die Aufgabe von Politik und 

Betreibern, finde aber bisher 

nicht statt. Es bestehe die Ge-

fahr, dass die Gewinne priva-

tisiert, die Folgen aber sozi-

alisiert werden. Das Portal 

www.atommuellreport.de lie-

fere einen Beitrag, in diesem, 

wie auch anderen Bereichen 

Transparenz herzustellen.  
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500.000 Tonnen freizumes-

sende Reststoffe in den Wirt-

schaftskreislauf beziehungs-

weise zur Deponierung als 

gewöhnliche Abfälle gegeben. 

Das sind rund 95 Prozent der 

Abfallmengen. Nur circa 5 

Prozent, nämlich 100.000 Ton-

nen radioaktive Reststoffe müs-

sen später als radioaktive Ab-

fälle zwischen- beziehungs-

weise endgelagert werden. [2] 

Beim Atomkraftwerk Stade 

sind es 93,6 Prozent von ins-

gesamt 123.000 Tonnen und 

beim Atomkraftwerk Würgas-

sen 97 Prozent von 255.000 

Tonnen der Abbaumassen, die 

in den Wirtschaftskreislauf 

oder für die Ablagerung auf 

normalen Deponien freigege-

ben werden. [3] 

Die geschätzte Gesamtaktivi-

tät von Eisen-55, Cobalt-60, 

Nickel-63 und Cäsium-137 in 

den Greifswalder Abfällen 

habe 6,9 Milliarden (6,9·109) 

Becquerel und die „relevante 

Nuklidmasse“ ungefähr 1 Mil-

ligramm betragen, erklärte das 

Ministerium für Wirtschaft, 

Arbeit und Tourismus Meck-

lenburg-Vorpommern. Nur die-

se vier Radionuklide wurden 

als Indikatoren einer radioak-

tiven Belastung betrachtet, an-

dere werden ignoriert. [1] 

Die Strahlenschutzverordnung 

definiert dagegen mehr als 300 

Radionuklide unterhalb dort 

genannter Aktivitätskonzent-

rationen für die Freigabe als 

nicht mehr radioaktiv und ent-

lässt sie aus der Überwa-

chung. Für die Freigabe von 

Atommüll heißt es dazu als 

Forderung oder Bedingung in 

Paragraph 29 (2) der Strahlen-

schutzverordnung: „… wenn 

für Einzelpersonen der Be-

völkerung nur eine effektive 

Dosis im Bereich von 10 Mik-

rosievert im Kalenderjahr 
auftreten kann.“ 

Für die Freigabe von „natür-

lich vorkommenden radioak-

tiven Stoffen“, also in der 

Praxis für die Hinterlassen-

schaften des Uranbergbaus in 

Sachsen und Thüringen, heißt 

es dagegen in Paragraph 97 

(1) der Strahlenschutzverord-

nung: … wenn „für Einzel-

personen der Bevölkerung 
der Richtwert der effektiven 

Dosis von 1 Millisievert im 

Kalenderjahr überschritten 

werden kann, …“, seien Maß-

nahmen zum Schutz der Be-

völkerung zu ergreifen. Auf-

fällig ist zunächst die Diskre-

panz: 1 Millisievert ist das 

Hundertfache von 10 Mikro-

sievert. Der Bevölkerung in 

Sachsen und Thüringen wird 

eine hundertfach höhere Strah-

lenbelastung aus den Altlasten 

des Atomzeitalters zugemutet. 

Die unterschiedlichen Werte 

wurden im Rahmen der Be-

schlussfassung über die Strah-

lenschutzverordnung von der 

Bundesregierung und den Län-

derregierungen im Bundesrat 

deklariert, ohne daß ein Par-

lament damit befasst war. [4] 

„Deklarationen“ etablieren in-

stitutionelle Fakten, die es zu-

vor nicht gab. Sie beschreiben 

die Welt und verändern die 

Welt und erreichen dies, in-

dem sie die Welt so beschrei-

ben, als ob die beabsichtigte 

Veränderung bereits eine Tat-

sache wäre, erklärt die US-

amerikanische Wirtschaftswis-

senschaftlerin Shoshana Zuboff 

[5]. „Deklarationen sind in 

dem Maße erfolgreich, in dem 

andere sie akzeptieren. Manch-

mal geschieht dies durch di-

rekte Einigung oder durch 

Autorität, die auf Sachkennt-

nis oder politischem Verständ-

nis beruht. Manchmal ist Über-

redung nötig, um Akzeptanz 

zu erzielen. Manchmal wird 

die Einigung mit einer Art 

quid pro quo erkauft. Wenn 

all das scheitert, kann Gewalt 

oder ein ähnliches Mittel an-

gewandt werden, um jede 

andere Möglichkeit auszu-

schließen. Aber Leute akzep-

tieren oftmals institutionelle 

Fakten auch bloß deswegen, 

weil sie deren Bedeutung 

nicht verstehen. Sie akzeptie-

ren einfach, daß die Deklara-

tionen die natürliche und not-

wendige Ordnung der Dinge 

darstellen.“ 

Deshalb ist es hier notwendig, 

drei kritischen Formulierun-

gen näher zu beleuchten: 

„… für Einzelpersonen 
der Bevölkerung …“ 

Diese Formulierung tauchte 

2001 neu in der Strahlen-

schutzverordnung auf. Mit 

dem Hinweis, die Stilllegung 

alter Atomkraftwerke werde 

immer teurer, veröffentlichte 

1998 der damalige Vorsitzen-

de der Internationalen Strah-

lenschutzkommission (ICRP) 

Roger H. Clarke sein neues 

Konzept der „Controllable 

Dose“, der „kontrollierbaren 

Dosis“, mit dem Grundsatz: 

Ist das Schadensrisiko für die 

Gesundheit des am stärksten 

exponierten Individuums in-

signifikant (trivial), so sei das 

Gesamtrisiko insignifikant, un-

abhängig davon, wieviel Men-

schen exponiert sind. [7] 

Zuvor benutzte die ICRP ge-

sellschaftsbezogene (societal) 

Kriterien, indem sie mittels 

des Begriffs der Kollektivdo-

sis die Summen über alle Po-

pulationen und alle Zeiten bil-

dete, um den entstehenden 

Gesamtschaden und seine 

Kosten gegen die Kosten für 

die Aufwendungen zum Strah-

lenschutz gegenzurechnen. 

Das Konzept der „kontrollier-

baren Dosis“ ist schlicht 

falsch. Denn nicht die Schwe-

re einer Erkrankung, nur die 

Zahl der Erkrankungen wird 

durch die Dosis bestimmt. 

Wer erkrankt, erleidet die 

Krankheit in ihrer vollen Aus-

prägung. Und: Auch die 

kleinste Strahlendosis kann 

eine Erkrankung auslösen. 

Anders ausgedrückt: Wenn 

jemand mit hohem Einsatz 

nicht in der Lotterie gewinnt, 

so kann trotzdem jemand ge-

winnen, der weniger einsetzt. 

Wir haben es mit „stochasti-

schen“ Strahlenschäden zu 

tun. 

Die skandinavischen Strahlen-

schützer urteilten deshalb da-

mals bereits: Die „kontrollier-

bare Dosis“ entspricht ledig-

lich der Politik der langen 

Schornsteine, sie ändert nichts 

an der Gesamtbelastung und 

am Gesamtschaden, sie macht 

ihn nur weniger übersichtlich. 

Beim Wirtschaftsverband Kern-

brennstoff-Kreislauf und Kern-

technik e.V. (WKK) ist man 

dagegen stolz darauf, den 

deutschen Behörden und Poli-

tikern die Verwendung der 

Kollektivdosis ausgeredet zu 

haben. Und mit der Novellie-

rung der Strahlenschutzver-

ordnung 2001 wurde deshalb 

die neue irreführende Formu-

lierung „für Einzelpersonen 

der Bevölkerung“ eingeführt. 

[8] 

„… eine effektive Dosis 
…“ 

Die effektive Dosis wird als 

Summe der Strahlendosen ge-

bildet, die die einzelnen Orga-

ne und Gewebe des Körpers 

treffen, wobei diese Orgando-

sen mit Wichtungsfaktoren 

multipliziert werden, die die 

unterschiedliche Empfindlich-

keit der Organe gegenüber 

Strahlenbelastungen berück-

sichtigen sollen. Dabei werden 

bei der Wichtung nur die To-

desfälle und genetische Schä-

den der 1. Generation berück-

sichtigt. „Effektiv“ heißt in 

diesem Konzept also im we-

sentlichen die Konzentration 

auf Tote und die Nichtberück-

sichtigung von „nur Erkrank-

ten“. Unberücksichtigt bleiben 

auch die Nicht-Krebserkran-

kungen wie Herz-Kreislauf-

Erkrankungen und Stoffwech-

selstörungen sowie auch die 

genetischen Veränderungen, 

für die die Verschiebungen im 

Geschlechterverhältnis („Ver-

lorene Mädchen“; Hagen 

Scherb [9]) ein Indikator sind. 

10 Mikrosievert und 1 Mil-
lisievert zulässige effek-
tive Dosis pro Jahr 

Zusätzlich 1 Millisievert ef-

fektive Dosis pro Jahr bedeu-

tet jährlich 5,5 (lt. ICRP 2007) 

bis 55 Krebstote (lt. diversen 

anderen Autoren) pro 100.000 

Menschen plus nicht tödliche 

Krebserkrankungen in ähnli-

cher Größenordnung plus ein 

Mehrfaches an Nicht-Krebs-

erkrankungen wie Herz-Kreis-

lauf-Erkrankungen und Stoff-

wechselstörungen. 

Zudem: Die Dosis [in Sievert] 

aus Inhalation und Ingestion 

wird berechnet aus einem Do-
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siskoeffizienten [in Sievert 

pro Becquerel] × der Aktivität 

[in Becquerel]. Weil es jedoch 

laut der Strahlenschutzverord-

nung reicht, nur die Aktivi-

tätskonzentrationen in Bec-

querel pro Gramm einzuhal-

ten, kann die Dosis in Sievert 

daraus erst errechnet werden, 

wenn auch die Mengen [in 

Gramm] bekannt sind und in 

einem Register erfasst werden. 

Das wird aber in der Ver-

ordnung nicht gefordert, wes-

halb weder die Einhaltung der 

1 Millisievert pro Jahr noch 

der der 10 Mikrosievert pro 

Jahr überprüfbar ist. Zudem 

müssen beide Werte nicht 

streng eingehalten werden, 

wie die Kennzeichnung als 

„Richtwert“ und die Formu-

lierung „im Bereich von“ aus-

drücken. 

Die zu erwartenden Schäden 

lassen sich auch erst kalkulie-

ren, wenn man Annahmen 

über die Größe des betroffe-

nen Kollektivs macht. Letzt-

lich wird man annehmen müs-

sen, daß bei der unkontrollier-

ten Freigabe die gesamte Be-

völkerung betroffen sein kann, 

also ein Kollektiv von circa 80 

Millionen Menschen in 

Deutschland. Dann bedeuten 

jährlich zusätzlich 10 Mikro-

sievert effektive Dosis zusätz-

lich 44 (lt. ICRP 2007) bis 

440 Krebstote (lt. diversen 

anderen Autoren) pro Jahr. 

Werner Neumann hat zudem 

gezeigt, daß eine nur zehnfa-

che Erhöhung der ICRP-

Schätzungen im Rahmen der 

Freigabepraxis nicht ausreicht. 

Die Zahl kann auch 1.000-

fach höher sein. [6] 

10 Mikrosievert effektive Do-

sis jährlich sei im Vergleich 

zur mittleren natürlichen jähr-

lichen Strahlenbelastung von 

2,1 Millisievert vernachläs-

sigbar gering, wird regelmäßig 

von amtlicher Seite argumen-

tiert und gehofft, daß die ver-

mehrten Erkrankungen statis-

tisch nicht nachweisbar sind. 

Das kann sich als Täuschung 

erweisen, zumal Scherb und 

Kollegen mit dem Indikator 

der „verlorenen Mädchen“ 

aufgezeigt haben, daß bereits 

für kleine zusätzliche Strah-

lendosen genetische Verände-

rungen in der Bevölkerung in-

duzierbar sind. [9] Und für die 

1 Millisievert in Sachsen und 

Thüringen lässt sich auch 

nicht mehr behaupten, dies sei 

ein vergleichsweise kleiner 

Wert. 

Zudem stellt sich die Frage, 

wer die Zahl der zu akzeptie-

renden Menschenopfer ent-

sprechend den 1 Milli- oder 

10 Mikrosievert pro Jahr 

überhaupt befugt ist festzule-

gen. Wissenschaftlich be-

gründbare Kriterien für eine 

solche Entscheidung gibt es 

nicht und eine offene Diskus-

sion findet nicht statt.   Th.D. 
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Dortmund, 8. Nov. 2014 
 

Verteilung von 
Radioaktivität 
in die Umwelt 
 

Unter der Fragestellung „Ver-

teilung von Radioaktivität in 

die / der Umwelt – tolerierba-

res Strahlenrisiko?“ lädt die 

natur- und umweltschutz-

akademie NRW (nua) für den 

8. November 2014 zu einem 

Seminar nach Dortmund ein. 

Unter der Moderation von Dr. 

Michael Harengerd und Clau-

dia Baitinger, Sprecher und 

Sprecherin des Landesarbeits-

kreises Atom des BUND 

NRW e.V., sprechen dort Ur-

sula Schönberger, Verfasserin 

des Sorgenberichtes der Atom-

müllkonferenz, sowie Dr. Wer-

ner Neumann, Thomas Dersee 

(Strahlentelex), Dr. Angelika 

Claussen (IPPNW), Prof. Dr. 

Inge Schmitz-Feuerhake (Gesell-

schaft für Strahlenschutz) und 

der Rechtsanwalt Thomas Rah-

ner zu den Atommüllproble-

men, der Freigabepraxis von 

Atommüll, den Strahlenrisi-

ken und dem Vorsorgeprinzip 

im Strahlenschutz. 

Samstag, 8. November 2014, 11 

bis 17 Uhr, Harald-Koch-Haus, 

Auslandsgesellschaft NRW e.V., 

Steinstr. 48, 44147 Dortmund. 

Anmeldung und Programm: 
http://46.245.220.8/nua/Downloa

d/8882, rolf.behrens@bund.net  
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